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I. Einleitung: „Aus der Mitte des Leidens“       
 Die Grundlagen für den seit über 100 Jahren andauernden gewalttätigen Konflikt  

zwischen der in der  Provinz Palästina des Osmanischen Reiches lebenden palästinensischen 

Bevölkerung den in kleinen Gruppen bereits dort lebenden und den dann einwandernden Juden und 

wurden bereits 1897 gelegt. Damals tagte  in Basel auf Initiative von Theodor Herzl der 1. 

Zionistenkongress mit den Ziel der Schaffung eines jüdischen Staates in Palästina, der 

Ausformulierung des Zionismus als Staatsideologie (zunächst als eine säkulare Form des jüdischen 

Nationalismus), der Gründung der Zionistische Weltorganisation (WZO) und der Absicht, die 

hebräische Sprache, die bisher in der literarischen und liturgischen Tradition lebte, in das politische 

Projekt zu integrieren. 

  In dem 1916 geschlossenen Sykes-Picot Geheimabkommen teilten sich England und 

Frankreich den Nahen Osten untereinander auf. Alle heutigen Staaten des Nahen Ostens (Syrien, 

Irak, Libanon, Jordanien, Israel) waren damals noch unter osmanischer Herrschaft und sind als 

Produkte europäisch-imperialistischer Interessen nach dem 1. Weltkrieg entstanden. In dem 

Balfour-Rothschild Abkommen von 1917 erklärte sich Großbritannien einverstanden mit dem 1897 

festgelegten Ziel des Zionismus, in Palästina "...eine nationale Heimstätte für das jüdische Volk..." 

("..a national home for the Jewish people...") zu errichten. In dem Text wird ausdrücklich betont: 

"...wobei, wohlverstanden, nichts geschehen soll, was die bürgerlichen und religiösen Rechte der 

bestehenden nicht-jüdischen Gemeinschaften in Palästina.in Frage stellen könnte..." ("...clearly 

understood that nothing shall be done which may prejudice the civil and religious rights of existing 

non-jewish communities in Palestine..."). Damit versprach "eine Nation feierlich einer zweiten 

Nation das Land einer dritten Nation" (so formulierte später der Schriftsteller Arthur Koestler, der 

einst an der Seite der Zionisten gekämpft hatte). 

Mit diesen beiden Abkommen "...entging den Arabern nicht nur die versprochene Unabhängigkeit, 

sondern obendrein wurde die türkische Fremdherrschaft durch die britische und die zionistische 

gleich doppelt ersetzt... Die Enttäuschung, Frustration und Entrüstung waren gewaltig...und ihre 

Auswirkungen dauern bis zum heutigen Tag." (Walter Hollstein, 'Kein Frieden um Israel', Fischer 

TB [1972] S. 92).  

 Diese ausschließlich an ethnisch-religiösen und kolonialen Interessen orientierten 

historischen Entscheidungen haben einen erheblichen Anteil an den als Stellvertreterkriege 

geführten aktuellen kriegerischen Auseinandersetzungen um Syrien und die angrenzenden Staaten. 

 Die 4,5 Millionen zählende palästinensische Bevölkerung im Westjordanland und die ca. 1,2 

Mio im Gazastreifen (angesichts der aktuellen Bedingungen von der UNO als im Grunde für 

"unwohnbar" erklärt) sowie die Schwestern und Brüder im Staate  Israel selbst, aber auch die 

Vertriebenen, die ausserhalb ihrer historischen Heimat in den Nachbarländern als Vertriebenen und 

in Lagern lebenden Teile dieser Bevölkerung sowie die Millionen ihrer Brüder und Schwestern, die  

https://de.wikipedia.org/wiki/1917
https://de.wikipedia.org/wiki/Vereinigtes_Königreich
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in aller Welt verstreut leben, sehen sich seit Jahrzehnten in ihren universalen Menschenrechten, 

ihren Lebensmöglichkeiten und ihrer Würde verletzt.  

Dasselbe gilt für die weithin vertriebene arabische Bevölkerung auf dem Golan. 

       

II. Das Kairos Palästina Dokument  

 Aus dieser Erfahrung und der bedrückenden Situation heraus, haben im Dezember 2009 

Christinnen und Christen aus Palästina - kirchenleitende Persönlichkeiten, Theologen und Laien - 

zum ersten Mal ein Dokument, das 'Kairos Palästina  Dokument' (KD) verfasst, in dem sie ihren 

Standort im israelisch-palästinensischen Konflikt gemeinsam theologisch reflektieren: „Ein Wort 

des Glaubens, der Hoffnung und der Liebe“. Diese drei zentralen Begriffe sind die "Steine auf 

unserem Weg zum Frieden und Gerechtigkeit" (Rifat O. Kassis, Kairos for Palestine, Badayl, India, 

2011). KD "ist keine theoretische theologische Studie und kein politisches Papier, sondern ein 

Dokument des Glaubens und ein Arbeitspapier" (KD Einführung). KD ist ein Hilfeschrei und ein 

Aufruf zu Gerechtigkeit, Frieden und Sicherheit. Es richtet sich an die politisch Verantwortlichen in 

der Region, an die internationale Gemeinschaft und an die Kirchen in aller Welt. (Text über 

http://www.kairospaestine.ps)                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                          

 Die Kernaussage des Dokuments lautet: „Unsere Frage an die Brüder und Schwestern in 

den Kirchen lautet: Könnt Ihr uns helfen unsere Freiheit zurückzuerlangen? Denn das ist die 

einzige Möglichkeit, beiden Völkern zu Gerechtigkeit, Frieden, Sicherheit und Liebe zu verhelfen... 

und keinen theologischen Deckmantel für das Unrecht anzubieten."(KD 6.1). Der Text ist aus dem 

politischen und sozialen Kontext der Verfasser entstanden und mahnt in ökumenischer 

Verantwortung Gerechtigkeit auch für ihr Volk an. Das Dokument wird von den Autoren als eine 

„lebende Initiative“ und als ein „Katalysator und eine Plattform für Diskussionen und 

Zusammenarbeit“ (Rifat O. Kassis) begriffen. Der ehemalige palästinensische Ministerpräsident, 

Dr. Fayyad, betonte „dass dies kein rein christliches Dokument sei, sondern eines, das für alle 

Palästinenser spreche.“ 

 Die Autorinnen und Autoren des Dokuments sind zu der Überzeugung gelangt, dass die 

Regierungen im Nahen Osten, aber auch die internationale Staatengemeinschaft es aufgegeben 

haben, ernsthaft nach einer Lösung des Palästinaproblems zu suchen. Die sog. „Friedensprozesse“ 

und die jahrzehntelange zahnlose Diplomatie erschöpfen sich in leeren Worten, während die  

Entrechtung und Unterdrückung der Palästinenser durch Israel massiv und ungestört weitergeht. 

 „Obwohl es keine Hoffnung gibt, schreien wir unsere Hoffnung heraus“ (KD 10). Die 

Situation der palästinensischen Bevölkerung wird als „ausweglos“ (KD Einführung) bezeichnet 

und durch die Realität vor Ort in folgender Weise umschrieben (KD I.ff.):  

 Der totale Kontrollmatrix (J. Halper 'Ein Israeli in Palästina, S. 121) umgesetzt in der 

brutalen israelischen militärischen Besatzung, die in drei Zonen (A,B,C) aufgeteilte Westbank (von 

der südafrikanischer Solidaritätsbewegung auch als 'Bantustans' bezeichnet), der 2004 vom 

Internationalen Gerichtshof verurteilte Mauerbau (Trennmauer), weitgehend errichtet auf 

palästinensischem Gebiet, die extensive Siedlungspolitik (zuletzt im Dezember 2016 durch UN 

Resolution 2334 verurteilt), die Enteignungen von Grund und Boden, die Vernichtung 

landwirtschaftliche Kulturen (wie Ölbäumen), die Zerstörung von Häusern und der Infrastruktur, 

die schweren Beeinträchtigungen der wirtschaftlichen Entwicklung (20% der Bevölkerung leben 

unter der Armutsgrenze), die Kontrolle der natürlichen Ressourcen wie Ackerland, Wasser, Energie 

und Bodenschätze, die Trennung der Familien und die täglichen Demütigungen, Internierung ohne 

Urteil ("Administrationshaft"), Folter und Deportationen auch von Kindern und Jugendlichen, die 

ethnischen Säuberungen und diskriminierenden Sondergesetze, widerrechtliche Annektierung von 

Ost-Jerusalem und die damit einhergehende Einschränkung der Religionsfreiheit, der nie 

umgesetzte Beschluss der UN Nr. 194 zum Rückkehrrecht der Flüchtlinge, die Emigration von 

Christen mangels Perspektiven, Missachtung des Völkerrechts, all diese Tatsachen schüren Hass 

und Verzweiflung, führen zu wachsender Armut und dem Entzug fast aller Lebensgrundlagen, zur  



      3 

 

Entmündigung und dem Verlust der Freiheit auf Selbstbestimmung, zur Missachtung der  

menschlichen Würde durch systematische Verletzung der Menschenrechte und  dem Entzug von 

Bürgerrechten. Der melkitische Priester Elias Chacour wurde als Junge 1951 mit seiner Familie aus 

seinem Dorf  Bar'am vertrieben und er beklagte später dieses Ereignis mit dem Satz: "Wird 

überhaupt jemand unseren Schrei vernehmen und uns hören?" (in 'Und dennoch sind wir Brüder', 

Verlag Joseph Knecht, Frankfurt, 2. Aufl., 1991, S. 83).   

 Die israelische Politik beabsichtigt, "...alle [historischen, religiösen, sozialen, politischen 

und kulturelle] Spuren, die in irgendeiner Weise auf die Existenz der Palästinenser als den ältesten  

Mitbewohnern des Landes hinweisen könnten, auszulöschen." (Basem l. Ra'ad in "Hidden  

Histories", Pluto Press, NY, 2010, S.157)). "Es geht um eine Politik, die Menschen vernichtet..." 

(KD Einleitung). Baruch Kimmerling, der israelische Dissident beschreibt diesen Vorgang in 

seinem Buch als "Politizid" (Heinrich Hugendubel Verlag, 2003) und so prägen Hoffnungslosigkeit 

und Resignation die palästinensische Gesellschaft. Das UN Office for the Coordination of 

Humanitarian Affairs occupied Palestinian territory (Ocha) dokumentiert diese Tragödie Woche für 

Woche (ochaopt@un.org) mit eindeutigen Informationen. 
 Angesichts dieser im KD aufgelisteten bedrohlichen Fakten ist es bewundernswert, dass die 

Autoren sich nicht zu Zorn, Hass und Gewalt oder gar zu hohler Rhetorik hinreißen lassen. 

Stattdessen zeugt der Text von einem großmütigen Geist, denn er beinhaltet trotz aller Umstände 

eine zuversichtliche und mutige Botschaft, die von Verantwortungsbewusstsein zeugt und wichtige 

theologische Einsichten bietet. Gerade die spirituelle Ermutigung, zu der das Dokument einlädt, ist 

ein beachtlicher und substanzieller Ausdruck pastoraler Seelsorge.  

  

III. Straffreiheit (impunity) 

 "Obwohl es keine Hoffnung gibt, schreien wir unsere Hoffnung hinaus..." (KD 10) 

verbunden mit dem Appell "...beendet die 'Doppelmoral' und besteht darauf, dass die 

internationalen Resolutionen zur Palästinafrage auf alle Parteien angewendet werden! Die 

selektive Anwendung des Völkerrechts birgt die Gefahr in sich, uns dem Gesetz des Dschungels 

preiszugeben." (KD 7) 

 Dieser Satz aus dem Kairos Palästina Dokument kann nur der wirklich nachvollziehen, der 

sich das politischen Kontinuum vor Augen hält, welches die Unterdrückung garantiert. Alle 

politischen Entscheidungen des Staates Israel in Bezug auf die palästinensische Bevölkerung 

missachten seit mehr als 60 Jahren systematisch und vorsätzlich - um nur einige zu nennen - den 

Text und den Geist der Charta der Vereinten Nationen, das internationale Völkerrecht, dutzendweise 

UN Resolutionen, die Konvention der Menschenrechte, die Vierte Genfer Konvention (bes. Artikel 

49), das Haager Kriegsabkommen, das Gutachten des Internationalen Gerichtshofs zum Mauerbau, 

Israels Boykott des UN-Menschenrechtsrats, die Abriegelung des Gazastreifens sowie sämtliche 

damit zusammenhängenden Rechtsnormen. In über einhundert Entschließungen der UN-

Vollversammlung, des UN Sicherheitsrates und UN verbundener Organisationen wurden Israels 

Handlungen immer wieder angeklagt und verurteilt. Die nach Menschen- und Völkerrecht und 

Kriegsnormen zu verurteilenden Handlungen werden bis zum heutigen Tag von allen israelischen 

Regierungen schlichtweg geleugnet oder ignoriert. Israel lehnt jede Verantwortung ab, sich an 

internationale Gesetze zu halten, interpretiert das Völkerrecht auf eigene Weise und nimmt damit 

bewusst die Politik der Straflosigkeit (impunity) für sich in Anspruch.  

 Der Staat Israel ist Teil eines globalen-militärisch-industriellen Komplexes geworden (Jeff 

Halper, Ein Israeli in Palästina, AphorismA Verlag 2010, S 219 ff.) und wird von der internationalen 

Staatengemeinschaft mit ungewöhnlicher Nachsichtigkeit als sakrosankt eingestuft , kann weiter 

ungestraft seine Politik ohne Rücksicht auf irgendwelche völkerrechtlich verbindlichen 

Abmachungen verfolgen, weil die Staatsführung aus Erfahrung keine politischen 

Gegenmaßnahmen, wie Repressionen oder Sanktionen befürchten muss. Kein Staat auf dieser Erde, 

aber auch kein Staat der westlichen Völkergemeinschaft, hat für sich eine solche politische Haltung  
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ungestraft durchsetzen können. Mit dieser Politik hat sich der Staaat Israel sich längst aus der 

westlichen Wertegemeinschaft verabschieded. Jedoch gelingt es der israelischen Propaganda immer 

wieder, sich erfolgreich als Opfer zu stilisieren.  

 Der Holocaust wird zur Begründung des Sicherheitskonzepts und des sog. 'Existenzrechts 

Israels' - ein Begriff, den es im Völkerrecht nicht gibt - instrumentalisiert. In diesen zusammenhang  

gehört der Satz von Bundeskanzlerin Angela Merkel, ausgesprochen 2008 vor dem Knesset, dem 

israelischen Palrlamen "Diese historische Verantwortung (für Israel, der Verf.) ist Teil der 

Staaatsraison meines Landes" Daraus folgt, dass jede Infragestellung der israelischen Politik zieht 

fast zwangsläufig den Vorwurf des Antisemitismus nach sich. Israel erwartet bedingungslosen 

Schutz durch die internationale Gemeinschaft, auch wenn der Staat und seine Organe unter dem 

verstärkten Druck der national-religiösen Siedler massiv gegen die Gesetze dieser Gemeinschaft 

verstößt. Auch deshalb ist der Aufruf aus dem KD "Könnt Ihr uns helfen unsere Freiheit 

zurückzuerlangen"? (KD 6.1) in der internationalen Politik weitgehend verhallt und auch bei vielen 

Christen, besonders in Deutschland, auf Vorbehalte gestoßen. Und zur bedrohten  

Existenz Israels nur soviel: "Nicht die Existenz Israels ist militärisch bedroht, sondern die Lage ist 

genau umgekehrt: im gesamten Nahen und Mittleren Osten verfügt allein der Staat Israel...über ein 

militärische Instrumentarium, das es ihm erlaubt, jeden einzelnen seiner tatsächlichen Feinde...mit 

überwältigender Militärgewalt bis hin zur totalen atomaren Vernichtung zu bedrohen...Israels 

militärische Überlegenheit ist erdrückend. Alles andere ist Legende." (Jürgen Rose 'Ein Goliath im 

Gewande des David' S. 54) 

 Das von den Autor*innen im KD formulierten existenziellen politischen und lebens-

bedrohlichen Problemen, unter dem die palästinensische Bevölkerung leidet, muss auch noch aus 

einer anderen Sicht betrachtet werden. 

 Zur israelischen Staatsauffassung, dem Zionismus, einer rassistischen Ideologie der 

Apartheid in frommen Gewande (Rolf Verleger, Hundert Jahre Heimatland,Westendverlag Frankfurt 

2017, S. 231), unterfüttert mit dem Anspruch auf  Straffreiheit (impunity) gehören noch 

gesellschafts-psychologische Gedankenansätze, die das gesteigerte Sicherheitsbedürfnis der Israelis 

näher beschreiben. Aus dem Trauma des Holocaust hat sich Israel unter den Bedingungen der 

jahrzehntelangen brutalen Besatzung und Unterdrückung der Palästinenser*innen zu einem 

hochgerüsteten, militarisierten und im Besitz von Atombomben befindlichen Staat entwickelt. 

Der dabei geübte Umgang der Sicherheitskräfte mit Millionen ihrer Gewalt ausgelieferten 

Menschen zeigt sich in Empathiemangel, Gefühlskälte, Unberechenbarkeit, Skrupellosigkeit, 

Rücksichtslosigkeit, sadistischem Aggressionspotential, äußerster Gewalt und in der Konsequenz in 

ständiger Missachtung und Herabwürdigung einer anderen Bevölkerungsgruppe. Diese von der 

Gesellschaft Israels überwiegend geduldete Politik der staatlichen Organe wurde zu einem 

Verhalten, das - auf eine Person übertragen - als Narzissmus bezeichnet wird. 

 Ein Narzisst nimmt alles aus der Ich-Perspektive wahr, sein ganzes Fühlen und Denken ist 

ausschließlich auf die eigene Person zentriert. Aus übertriebenem Selbstwertgefühl zählen nur 

eigene Interessen, eigene Entscheidungen sind nicht korrigierbar und das Selbstbild ist unantastbar. 

Jede andere Meinung gilt als Affront, jede Kritik - und sei sie noch so konstruktiv - als 

Majestätsbeleidigung; stark im Austeilen, mimosenhaft im Einstecken. Narzissten sind nicht fähig, 

sich in andere einzufühlen, sich z.B.in die Situation der  Palästinener*innen hineinzudenken. Der 

Narzisst gibt sich nicht mit der Bewunderung seiner eigenen Person zufrieden, sondern betont seine 

Großartigkeit durch sein antisoziales Verhalten und seine misstrauische Grundhaltung gegenüber 

Mitmenschen. Seiner Eigensucht und Selbstverwirklichung wird absolute Priorität eingeräumt. 

Hinter dieser Fassade liegen vermutlich Minderwertigkeitsgefühle und der Neid auf potentielle 

Konkurrenten (die Palästinenser?) verborgen. (siehe auch "Ich, Ich ,Ich" von Reinhard Haller, SZ 

vom 11./12.2.2017). 

 Marc Ellis, der jüdische Befreiungstheologe, führte den Begriff des konstantinischen 

Judentums ein. “Die konstantinische Wende ist in der Geschichte des Christentums die Entwicklung  
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von einer kleinen jüdischen Sekte zu einer Staatsreligion.... Religion und politische Macht gingen 

Hand in Hand....Ich glaube, wir haben heute auch ein konstantinisches Judentum ...und [es] ist eine 

Assimilation an die Macht und den Staat. Im konstantinischen  Judentum hat Israel immer recht, ist  

immer bedroht, belagert von unzivilisierten Arabern, in denen sich die Nazis reinkarnieren...und 

jeder, der Israel und die Außenpolitik...kritisiert, ist auf der falschen Fährte und wahrscheinlich 

antijüdisch.“ (Junge Kirche 3/14, S. 49).  

 Staaten demokratischer Prägung benötigen diese narzisstischen Charakterzüge nicht zu ihrer  

Existenz. Aus dieser Erkenntnis heraus formuliert der israelische Friedensaktivist Uri Avnery: " 

Israel steuert auf einen Eisberg zu, auf einen größeren als einer von denen, die auf dem Weg der 

Titanic schwammen. Er ist nicht verborgen. Alle seine Teile sind sichtbar. Und wir segeln 

geradewegs mit Volldampf auf ihn zu. Wenn wir den Kurs nicht ändern, wird sich der Staat Israel  

selbst zerstören." (Wir tragen das Nessos Gewand, Dietz, Bonn 1991) 

 

IV. Bezug zur Apartheid in Südafrika 
 Bewusst haben die Verfasser in ihren ersten Sätzen zum KD den Satz gewählt: "Wir bitten 

sie [die Kirchen] darum, gegen Unrecht und Apartheid aufzustehen." (Kurze Einführung durch die 

Verfasser). Apartheid war von Anfang an im zionistischen Projekt angelegt und die Gewalt der 

Palästinenser in der Regel reaktiv. Mit dem Begriff 'Apartheid' bezieht sich KD auf den Wortlaut 

des Römische Statut des Internationalen Strafgerichtshof von 2002, der das "Verbrechen der 

Apartheid" als "unmenschliche Handlung" definiert "die von einer rassistischen Gruppe im Rahmen 

eines institutionalisierten Regime der systematischen Unterdrückung und Beherrschung einer oder 

mehrerer anderer rassischer Gruppen in der Absicht begangen wird, dieses Regime aufrecht zu 

erhalten." ("...apartheid comprises inhumane acts...committed in the context of an institutionalized 

regime of systematic oppression and domination by one racial group over any other racial group or 

groups and committed with the intention of maintaining that regime…") 

 Nach dieser Definition lebt die palästinensische Bevölkerung eindeutig in der Apartheid 

vergleichbaren Strukturen und dies wird ausdrücklich schon zu Beginn des KD hervorgehoben. 

Formales und inhaltliches Vorbild für das KD und seine Namensgebung war der Kampf gegen das 

System der Apartheid in Südafrika. Südafrikanische Christen riefen 1985 angesichts zunehmender 

Gewalt und Repression die Kirchen im eigenen Land und die Weltchristenheit dazu auf, im 

konkreten Gehorsam gegenüber dem Ruf in die Nachfolge Christi nicht nur mit Worten, sondern 

mit Taten entschieden gegen die Apartheid Stellung zu nehmen. Dieser Text erwies sich damals als 

ein Werkzeug im Kampf gegen Unterdrückung und Entrechtung und resultiert aus einer Bekenntnis-

Situation. Nun haben Christen in Palästina erklärt, dass für die Kirchen im Heiligen Land und für 

die weltweite Kirche Jesu Christi ein ähnlicher Kairos, eine Stunde der Entscheidung, gekommen 

sei. Wiederholt haben südafrikanische Christen in den lezten Jahren aus der Erfahrung ihrer eigenen 

Geschichte die israelische Gesellschaft aufgerufen, „den diabolischen Akt der Apartheid“ zu 

unterlassen (Presseveröffentlichung des Council of African Independent Churches vom 11.7.2017). 

 Das Kairos-Palästina-Dokument soll in erster Linie bei den unmittelbar betroffenen 

Menschen vor Ort – die erste Version war in arabischer Sprache – eine Bewegung anstoßen, um sie 

aus der Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit herauszuholen. Die überwältigenden Reaktionen aus 

den verschiedenen religiösen und lokalen Gemeinschaften in Palästina zeigt, dass diese Hoffnung 

nicht vergeblich war. Der Text wurde weltweit verbreitet und stieß auf beachtliche, jedoch auch auf 

sehr unterschiedliche Reaktionen. Kirchen in Lateinamerika, Kanada, Schweden und Frankreich 

reagierten sofort und verständnisvoll. Kirchen in den Niederlanden und Norwegen stellten die 

Mittel für ein Kairos-Koordinationsbüro in Jerusalem zur Verfügung. Aus Südafrika kamen 

ermutigende Antworten, die Parallelen zwischen der Besatzungspolitik Israels und der 

südafrikanischen Apartheid zogen. Auch die Dalits in Indien erklärten sich mit KD solidarisch. 
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V. "We exist to resist" (palästinensischer Parole) - Boykott als gewaltfreier Widerstand  

 In dem heftig umstrittenen Boykottaufruf der palästinensischen Zivilgesellschaft aus dem  

Jahr 2005 heißt es: "Angesichts Israels anhaltender Verstöße gegen internationales Recht und 

aufgrund der Tatsache, dass seit 1948 hunderte von UN Resolutionen die koloniale und 

diskriminierende Politik Israels als illegal verurteilt und sofortige, adäquate und effektive 

Maßnahmen gefordert haben; und aufgrund der Tatsache, dass sämtliche internationale 

Interventionen und Friedensbestrebungen nicht in der Lage waren, Israel zu überzeugen oder zu  

zwingen, den Konventionen des Humanitären Rechts genüge zu leisten, die grundlegenden 

Menschenrechte anzuerkennen und die Besatzung und Unterdrückung der palästinensischen 

Bevölkerung zu beenden, rief die palästinensische Zivilgesellschaft 2005 zu der Kampagne 
"Boykott, Investitionsentzug (Kapitalentzug) und Sanktionen" (BDS) gegen Israel auf, bis es 

internationalem Recht und den universellen Prinzipien der Menschenrechte nachkommt. Diese 

gewaltlosen Strafmaßnahmen müssen solange aufrecht erhalten bleiben, bis Israel seiner 

Verpflichtung nachkommt, den PalästinenserInnen das unveräußerliche Recht der 

Selbstbestimmung zuzugestehen, und zur Gänze den Maßstäben internationalen Rechts entspricht, 

indem es:  

 1) die Besetzung und Kolonisation allen arabischen Landes beendet und die Mauer abreißt;  

 2) das Grundrecht der arabisch-palästinensischen BürgerInnen Israels auf völlige 

 Gleichheit anerkennt; und  

 3) die Rechte der palästinensischen Flüchtlinge, in ihre Heimat und zu ihrem Eigentum   

 zurückzukehren, wie es in der UN Resolution 194 vereinbart wurde, respektiert, schützt und 

 fördert." (www.bds-kampagne.de) 

 Diese konkrete Boykottforderung wird vom Kairos Palästina Dokument übernommen, denn 

"Wir sehen darin die Befolgung des Grundsatzes des friedlichen Widerstandes."(KD 4.26), denn  

"Wenn es keine Besatzung gäbe, gäbe es auch keinen Widerstand, keine Angst und keine 

Unsicherheit." (KD 1.4.) Der Boykottaufruf zielt auf "...den Rückzug von Investitionen und für 

Boykottmaßnahmen der Wirtschaft und des Handels gegen alle von der Besatzung produzierten 

Güter..." (KD 4.2.6). Selbst die EU nimmt Produkte aus Siedlungen von den Israel gewährten 

Einfuhrvergünstigungen aus. Es ist ein Skandal, dass viele EU-Länder, allen voran Deutschland, 

sehenden Auges das Unterlaufen dieser Bestimmungen durch die israelische Exportindustrie 

hinnehmen. 

          Deutlich ist jedenfalls, dass das KD große Hoffnungen auf die Boykottforderung als 

friedliches Mittel zur Befreiung von der Besetzung setzt. In diesem Zusammenhang wird auf das 

positive Beispiel Südafrika verwiesen: "Diese anwaltschaftlichen Kampagnen müssen mutig 

vorangetrieben werden und dabei offen und aufrichtig erklären, dass ihr Ziel nicht Rache, sondern 

die Beseitigung des bestehenden Übels, die Befreiung der Täter und der Opfer des Unrechts ist. 

(KD 4.26). Ziel ist die Befreiung beider Völker von den extremistischen Positionen der 

verschiedenen israelischen Regierungen und die Erlangung von Freiheit, Gerechtigkeit, 

Selbstbestimmung und Versöhnung für beide Seiten. An dieser Stelle muss hervorgehoben werden, 

dass gewaltloser Widerstand im internationalen Recht (Artikel 1[4] des Protokolls 1 im Zusatz zur 

Genfer Konvention) ausdrücklich legitimiert wird. Die amerikanische und auch in Deutschland 

vertretene Organisation Jewish Voic for Peace (JVP) "befürwortet voller Stolz den Aufruf der 

palästinensischen Zivilgesellschaft für Boykott, Kapitalbazug und Sanktionen (BDS) so lange, bis 

Israel das Völkerrecht einhält."(https.//jewishvoiceforpeace.org/faq) 

Die Bemühungen der israelischen Regierung und ihrer Unterstützer, die BDS-Bewegung mit allen 

Mitteln zu diskreditieren und zu behindern, sprechen für die Wirksamkeit dieses Instruments 

gewaltfreien politischen Handels. 
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Dieser Aufruf wird - gewollt oder ungewollt - im deutschen Kontext oft missverstanden. Mit dem 

Satz „Kauft nicht bei Juden!“ soll eine Verbindung zum nationalsozialistischen Judenboykott 

hergestellt werden und damit wird der Aufruf als antisemitische Aktion gebrandmarkt. Während es 

beim Judenboykott der Nationalsozialisten um die Vernichtung der Existenzgrundlagen eines Volkes 

ging, zielen die Boykottmaßnahmen gegen Israel auf die Anerkennung des internationalen Rechts 

und Schutz eines Volkes vor Unterdrückung und Vertreibung. Der Nobelpreisträger und 

südafrikanische Erzbischof Tutu schreibt in seinem Brief an den Evangelischen Kirchentag im April 

2015: "BDS hat nichts mit Antisemitismus zu tun. Macht Geschäfte mit Juden, organisiert etwas mit 

ihnen, liebt sie. Aber unterstützt nicht die militärische, wirtschaftliche oder politische Maschinerie 

eines Apatheidstaates." 

 Da Worte und Verurteilungen internationaler Politiker (USA, EU u.a.) bisher in keiner Weise 

die israelische Politik der apartheid-ähnlichen Besatzung und Besiedlung aufgehalten haben, kann 

nur ein massiver internationaler Druck mit sichtbaren, fühlbaren und nachvollziehbaren Sanktionen 

eine Veränderung herbeiführen. Neve Gordon (Ben Gurion Universität) schreibt: "Im Interesse 

unserer Kinder bin ich davon überzeugt, dass ein internationaler Boykott der einzige Weg ist, Israel  

vor sich selbst zu retten." (in Rifat O. Kassis, Kairos for Palestine) 

Der BDS Aufruf hat eine weltweite Resonanz ausgelöst. Kirchen, kirchenverbundene 

Organisationen, Aktionsgruppen, Stiftungen, Staatsfonds in USA, Europa und Latein Amerika 

setzen sich für den Aufruf ein. (http://bds-kampagne.de und www.palästina-portal.eu) 

  

VI. Das Kairos-Palästina-Dokument steht in der befreiungstheologischen Tradition 

 Das KD ist ein Beispiel für das Heimischwerden des Evangeliums in einem bestimmten 

vorgegebenen Kontext. Prominente Beispiele solcher Prozesse sind die lateinamerikanische 

Befreiungstheologie, die Black Theology, insbesondere in Südafrika, und die Minjung-Theologie in 

Korea. Wichtig in all diesen von Christen formulierten und gelebten und erlittenen 

Glaubensaussagen war die enge Verknüpfung von Leben und Glauben in einem konkreten 

politischen, wirtschaftlichen, kulturellen und sozialen Kontext, oftmals auf dem Hintergrund  

kolonialer Erfahrungen. Befreiungstheologie wendet sich gegen soziale Ungerechtigkeit und will 

zur Befreiung der Armen von Ausbeutung, Entrechtung und Unterdrückung beitragen, hält an dem 

Gebot der Gewaltlosigkeit fest und legitimiert in keiner Weise Besetzung und Annexion fremden 

Landes und Unterdrückung der darin lebenden Bevölkerung. 

 Diese Glaubensaussagen verunsichern viele Christen der nördlichen Hemisphäre in ihren 

theologischen Traditionen. Stellungnahmen befreiungstheologisch orientierter Christen und Kirchen 

– wie das Kairos-Dokument aus Südafrika 1985 und eine ganze Reihe ähnlicher Texte, in deren 

Tradition sich das palästinensische Kairos-Dokument sieht – enthalten immer beides,  

theologische und politische Aussagen. Deshalb geht der Vorwurf, das KD sei eine politische 

Botschaft, an der Intention der Autoren vorbei. Für die Verfasser  gehört beides zusammen, die 

biblisch-theologischen Glaubensbekenntnisse bzw. -erkenntnisse und die politische Dimension. 

 Das Kairos-Palästina-Dokument steht in dieser Tradition und übernimmt die Struktur der 

Beurteilungskriterien aus dem Kairos Centroamericano Dokument (1988) und folgt den befreiungs-

theologischen Schritten: „seeing-sehen“ (die Realität), „judging-urteilen“ (prüfen an den Maßstäben 

Glaube, Liebe Hoffnung) und „acting-handeln“ (was zu tun ist). Der Text ist nach langer Zeit des 

Schweigens ein christlicher Beitrag, in dem die Autoren eine eigene Position anbieten. KD ist aus 

der Sicht der Initiatoren ein existenzielles Dokument ihres Glaubens und ihrer Hoffnung, adressiert 

gerade auch an die jüngeren Palästinenser. Aus diesem Ansatz heraus zeugt das KD aus seiner 

christlichen Position heraus von der Selbstermächtigung unterdrückter Menschen. 
 Die oft vorgetragene Feststellung kirchlicher Amtsträger, es handle sich hier nicht um ein  

offizielles kirchliches Dokument, ist eine ebenso durchsichtiger wie fragwürdiger Versuch, sich 

einer Auseinandersetzung mit seinen Inhalten zu entziehen. Das Dokument wurde in jahrelanger  
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Arbeit von Persönlichkeiten aus verschiedensten Kirchen, Konfessionen und Traditionen formuliert. 

Zwar hat keine Synode und keine Kirchenkonferenz das Dokument unterschrieben. Das hindert die 

Autoren jedoch nicht daran, sich theologisch legitim als Kirche Christi mit einem Anspruch auf 

ökumenische Solidarität zu verstehen. Es sei daran erinnert, dass nach evangelischer Lehre die 

Verbindlichkeit eines geistlichen Wortes, das sogar den Rang eines Bekenntnisses erlangen kann, an 

der Rezeption durch die weltweiten Kirchen hängt, nicht aber an irgendeiner formalen 

hierarchischen Autorisierung.  Kirche in allen ihren Sozialgestalten wird sich zu diesem Aufruf 

verhalten müssen, um des Gewichtes seiner Argumente und des Leidens der Menschen willen, für  

die die Verfasser ihre Stimme erheben. 

 

VII. Verwirrung der Begriffe 
 Es gibt gerade im deutschen und besonders im kirchlichen Kontext eine Vermischung, ja 

Verwirrung, wenn es um die Beurteilung und Bewertung des Israel/Palästina Konfliktes geht. 

Immer wieder trifft man in den deutschen kirchlichen Stellungnahmen auf Begriffe wie „Israel das 

Heilige Land“, „das Land Gottes wird zum Erbe Israels“,„das jüdische Land“, „das Land der 

Verheißung“, „die bleibende Erwählung Israels und die Bundestreue Gottes mit dem gelobten Land  

als elementarem Bestandteil der Bundesschlüsse“ und „Bund und Land gehören zusammen“. 

Werden mit diesen Formeln aus dem jüdischen und christlichen Kontext Glaubensaussagen zitiert 

oder damit bereits der Versuch gemacht, einen politischen Anspruch abzuleiten?  

Das schwebend-unbestimmte Nebeneinander von theologischen Sätzen und eine möglicherweise 

daraus begründete politischer Realität und der aus der Tradition der jüdischen Glaubensgeschichten  

gespeiste Ansatz verschiebt den Konflikt auf eine irrationale metaphysische Ebene.  

 Die Problematik wird dadurch verschleiert und eine Lösung des Konfliktes verhindert, denn 

in der Konsequenz findet eine Vermischung von Glaube und Politik statt. Dazu schreibt Rabbiner 

Michel Bollag, Co-Leiter im Züricher Lehrhaus für Judentum, Christentum und Islam:„Mitten in 

einem territorialen Konflikt wird mit religiösen Texten argumentiert, um Legitimitätssansprüche zu 

begründen. Eine solche Verabsolutierung biblischer Sätze und damit deren politische 

Instrumentalisierung jenseits jeglicher historischer und theologischer Analysen der Kontexte ...  

verunmöglichen jeglichen politisch-rationalen Diskurs. ... Denn aus den biblischen 

Landverheißungen können keine politischen Aussagen abgeleitet werden.“ Das Alte Testament ist 

trotz des Gebots "Darum so mache dich auf und ziehe durch das Land in der Länge und in der 

Breite, denn dir will ich es geben." (1.Mose 13,17). schlichtweg kein Katasteramt! 

 In der Diskussion um das KD kommt es entscheidend darauf an, eine Vermischung bzw. 

Überlagerung beider Betrachtungsweisen strikt zu vermeiden. Staaten, wie auch der völkerrechtlich 

anerkannte Staat Israel, sind  partikulare Machtgebilde und menschliche Institutionen.  

 Israel, versteht sich als ein jüdischer Staat und baut auf einem System der ethnisch 

abgestuften Demokratie; ein Staat, der seine jüdische Existenz mit staatlicher Gewalt nach innen 

und nach außen sichern will. Der Glaube an Gott kann nicht durch staatliche Gewalt gesichert 

werden. Als Staat soll Israel, wie die anderen Staaten – und wie ein künftiger palästinensischer Staat 

auch – demokratisch und säkular gestaltet sein. In der ganzen Diskussion um das KD geht es zentral 

um einen primär politischen Konflikt. Aus Glaubensaussagen lassen sich keine politischen 

Ansprüche ableiten. 

  

VIII. Kirchentheologie - kirchlichen 'Doppel-' zur 'Querschnitts-Solidarität' 

 Das Kairos Palästina Dokument ist ein "Wort an die Kirchen der Welt" und "... ein Aufruf, 

sich an die Seite der Unterdrückten zu stellen." (KD 6.1). Die vielen Erklärungen zum KD von 

Kirchenleitungen und Synoden im Bereich der Evangelischen Kirche in Deutschland hinterlassen 

einen sehr zwiespältigen und wenig überzeugenden Eindruck. Hier kann es nicht darum gehen, 

Einzelheiten aufzuzeigen, sondern nur einen Gesamteindruck nachzuzeichnen.  

 In einen sehr knapp gehaltenen Brief vom Februar 2010 bestätigt Bischof Schindehütte,  
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Hauptabteilung Ökumene und Auslandsarbeit der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD) den  

Eingang des KD, zitiert Psalm 40 („...hört mein Schreien...“), nimmt den Text als „Ruf an uns“ 

wahr und tritt den „Geschwistern in Christus im Heiligen Land zur Seite...“. Konsequenzen werden 

leider nicht angedeutet. 

Das zentrale Positionspapier zum KD hat 2009 die Evangelischen Mittel-Ost Kommission (EMOK) 

der EKD - ein Zusammenschluss aller evangelischer Gruppen und Institutionen aus, die sich mit 

dem christlich-jüdischen oder dem islamisch-christlichen Gespräch beschäftigen - verfasst.  

 Schon eingangs wird betont, dass die Christen in Deutschland sich (vor dem Hintergrund der  

Geschichte mit der Beziehung zum Judentum) in einem "Loyalitätskonflikt" (Vorbemerkung Punkt 

1.) zwischen Israel und den Palästinensern befinden, zumal "Israel ein demokratischer [und] 

seinem Grundverständnis nach säkularer Staat" ist (1.1.4). "Christliche Solidarität mit Israel 

...drückt sich aus im solidarischen Mitleben mit der ganzen jüdischen Existenz im Staat Israel"  

(1.1.4). Christen jedoch "fühlen sich zum Einsatz für Gerechtigkeit gerufen und sehen die 

Palästinenser unter Unrecht leiden" (Vorbemerkung Punkt 1); deshalb "hat das palästinensische 

Volk ein Recht auf einen eigenen Staat..." (2.1.4.). "Folglich müssen für den Umgang der beiden 

Seiten miteinander internationale und allgemeingültige Gesetze und Regeln (Menschenrechte und 

Völkerrecht etc.) gelten" (3.2.)  

 In einer weiteren Stellungnahme der EKD Kirchenkonferenz und des Exekutivausschusses 

der EMOK vom April 2010 bzw. August 2011 wird das Positionspapier ohne Abänderungen 

„dankbar“ und mit „großer Aufmerksamkeit“ entgegengenommen. Dann folgen eine Reihe von 

„Anfragen und Vorbehalte“: bezweifelt wird u.a., ob „die Besetzung die einzige Ursache für die 

Not des palästinensischen Volkes“ sei; es werden „dringend rechtsstaatliche Strukturen“ in der 

palästinensischen Gesellschaft angemahnt und der BDS als inakzeptabel bezeichnet. 

Damit wird mit wohlwollenden und ein gewisses Verständnis signalisierenden Sätzen die Rezeption  

des KD auf der EKD-Ebene für lange Jahre zu den Akten gelegt. Bemerkenswert ist, dass an keiner 

Stelle die strukturelle und assymetrische Machtverteilung zwischen Israel und Palästina auch nur 

angedeutet oder problematisiert wird. Die Reaktionen einiger Landeskirchen wurden meistens von 

den Beauftragten für den christlich-jüdischen Dialog verfasst, was absehbar eine unvorbelastete 

Stellungnahme zu einem Aufruf palästinensischer Christen erschwert. Die fatale 

Repressionsschraube und die sich verschärfende politische Entwicklung der letzten Jahre seit der 

Veröffentlichung des EMOK Papiers (Ausweitung des Siedlungsbaus, Gazakriege -'Operation 

Wolkensäule 2012', 'Operation Starker Fels' 2014 - usw.) werden schlichtweg von der Amtskirche 

ignoriert. 

 Es ist aufschlussreich zu beobachten, dass die Positionen der kirchlichen Meinungsträger in 

Kirchenleitungen und Synoden zum KD sich in ihren Einschätzungen nur unwesentlich von dem 

politischen Mainstream in Deutschland zum Israel/Palästina Konflikt unterscheiden und ist geprägt 

von der "doppelten Loyalität": einerseits zu den Menschenrechten und anderseits zu Israel. Was de 

fakto bedeutet, dass diese Haltung (siehe Bekenntnis zur Staatsraison!) Vertreibung, Landraub und 

massive Menschenrechtsverletzungen billigt. 

Darüber hinaus wird dem KD eine antisemitische Haltung unterstellt, der die  Existenz des Staates 

Israel gefährdet, die Benutzung des Begriffs 'Apartheid' wird mangels Sachkenntnis (s.o.) als 

unsachgemäß und politisch völlig verfehlt kritisiert. Ebenso wird die Unterstützung des BDS 

rundweg abgelehnt. Von dem in dem Dokument angeführte theologische Vorwurf „...dass jede 

Benutzung der Bibel zur Legitimierung oder Unterstützung von politischen Optionen...die auf 

Unrecht beruhen und die Menschen...und Völkern...aufgezwungen werden, die Religion in eine 

menschliche Ideologie verwandeln.“ (KD 2.4) wird kaum Kenntnis genommen und man fühlt sich 

nicht angesprochen. Auch die im KD erbetene wirksamen politischen Konsequenzen werden nicht 

gezogen. Das in der EKD-Friedensdenkschrift von 2007 entfaltete Leitbild eines gerechten 

Friedens, findet im EMOK-Papier keinerlei Erwähnung oder praktische Konkretisierung. Der 

dortige Aufruf zum Handeln bleibt damit inhaltslos, appellativ und damit unwirksam  
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(Theologischer Arbeitskreis Ostfriesland,1,s) 

 Damit gibt es für die maßgeblichen kirchlichen Meinungsträger auch keinen Grund sich 

weiter mit der zentralen Frage des Textes  "Könnt Ihr uns helfen unsere Freiheit zurück zu 

erlangen?“ auseinanderzusetzen, die mit der Aufforderung verbunden ist, "keinen theologischen 

Deckmantel für das Unrecht anzubieten" (KD 6.1). 

 Im Juni 2017 hat sich die Nationale Koalition christlicher Organisationen in Palästina 

(NCCOP) in einem offenen Brief erneut mit einem mahnenden Aufruf an den Ökumenischen Rat 

der Kirchen und an die ökumenische Bewegung gemeldet, auf die verzweifelte Situation im Land 

hingewiesen ("Die Dinge sind mehr als dringend. Wir stehen am Rande eines katstrophalen 

Zusammenbruchs.") und die Kirchen aufgefordert, Israel "als einen Apartheidstaat im Sinne des 

internationalen Rechts" zu benennen. Dieselbe Mahnung um ökumenische Solidarität ging von der 

in Leipzig 2017 tagende Generalversammlung der Weltgemeinschaft Reformierter Kirchen (WCRC) 

aus. Erneut wurde  das Leiden der palästinensischen Bevölkerung zum Thema gemacht und darauf  

hingewiesen, dass immer wieder biblische Aussagen in fundamentalistischer Interpretation zur 

Rechtfertigung der Ungerechtigkeit und Unterdrückung missbraucht werden. (www.wcrc.ch). 

 Die zurückhaltenden, zu nichts verpflichtenden und eher in kritische Rückfragen als in 

Antworten  bestehenden Stellungnahmen der Meinungsträger der deutschen evangelischen Kirche  

auf das KD haben bereits 1985 die Autor*innen das südafrikanischen Kairos Dokuments 

schmerzhaft erfahren müssen und diese Reaktion als "Kirchentheologie" umschrieben: "Anstatt eine 

tiefgreifende Analyse der Zeichen der Zeit vorzunehmen, verlässt sie [die Kirche] sich auf einige 

wenige, aus dem Vorrat christlicher Traditionen entnommenen Begriffe und wendet diese wiederholt 

und unkritisch auf unsere Situation an." (Kap. 3, Südafrikanisches Kairos Dokument).  

 Mit der vom KD formulierten Klage über die Folgen israelischer Besatzung 

(„Unterdrückung, Vertreibung, Leiden und Apartheid“), will man sich nicht wirklich 

auseinandersetzen. Die 'Normaltheologie' ist im Gefolge eines unhinterfragten Zusammenspiels mit 

den gesellschaftlich und politisch führenden Mächten in der Bundesrepublik in diese Gemengelage 

hineingeraten und ist für alle sehr bequem. Das Leiden Palästinas wird kaum wahrgenommen, 

geschweige denn wirklich thematisiert. 

 In den Reaktionen deutscher kirchlicher Stellen auf das KD wurde immer wieder auf die 

laufenden Unterstützungen von Erziehungs- und Sozialprogrammen palästinensischer Partner 

hingewiesen. Diese diakonischen Unterstützungen haben durchaus ihren Wert. Jedoch erwarten die  

Partner als Reaktion auf ihren Schrei nach Befreiung eine eindeutige politische Unterstützung, die 

sich wirksam mit dem Problem der strukturellen Gewalt und Unterdrückung auseinandersetzt. 

Bischof Tutu schrieb in seinem Brief an den Evangelischen Kirchentag am 30.4.2015: "Als Christen 

haben wir die Pflicht, an der Seite der Unterdrückten, der Geknechteten, der Armen, der mit 

Vorurteil belasteten und ungerecht Behandelten zu stehen – IMMER....Neutralität darf keine Option 

sein, denn sie begünstigt immer die Unterdrücker. Immer. Unsere christlichen Schwestern und 

Brüder im Heiligen Land haben nichts von ausgewogenen Synodenerklärungen, die in gleicher 

Weise Sympathie mit dem Unterdrücker und den Unterdrückten zum Ausdruck bringen. Sie erwarten 

von uns alle erdenkliche Hilfe, ihre kollektive Freiheit zurück zu erlangen." 

 Die Kirchen der EKD wurden mit dem Stuttgarter Schuldbekenntnis nach dem 2. Weltkrieg 

wieder Teil der ökumenischen Bewegung. Sie wurde als Mitglied damit eng in die  

Kommunikation des Ökumenischen Rates der Kirchen  (ÖRK) eingebunden und tragen auf 

ökumenischen Zusammenkünften die Beschlüsse weitgehend mit. Da kein Konfliktfeld so gut 

dokumentiert ist, wie das Israel/Palästina Problem, ist das Ausmaß der ambivalenten Haltung der 

EKD bis hin zum Schweigen trotz eindeutiger Beschreibung der Lage vor Ort nicht mehr 

nachvollziehbar und Angesichts der von verschiedenen Partnern angemahnten ökumenischen 

Solidarität gegenüber den Schwestern und Brüder schlichtweg nur peinlich und unverantwortlich. 

 Eine Reihe von deutschen kirchlichen Initiativgruppen und Verbände haben mit Empathie 

und Verständnis engagiert aber durchaus auch kritisch zum KD Stellung genommen. So schreibt,  

http://www.wcrc.ch/
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um nur ein Beispiel zu nennen, 2013 der Theologische Arbeitskreis Ostfriesland an den Moderamen 

der Reformierten Kirche in Leer: "Wir verstehen das KD als einen Hilferuf von Menschen, die in 

Not sind, denen das Wasser bis zum Halse steht. die zu ertrinken drohen. Es reicht nicht aus von der 

sichern Brücke aus dem Ertrinkenden zuzurufen 'sein Anliegen erneut ernst zu nehmen, seinen 

Aufruf dankbar und mit großer Aufmerksamkeit entgegenzunehmen.' Nach unserer Meinung kann es 

nur eine Option geben: die Hand ausstrecken und konkret helfen." 

 Solche solidarischen, aus genauer Kenntnis der Lage heraus und mit Einfühlungsvermögen 

in die Situation der Menschen erwachsenen Positionen sind ein Hinweis darauf, dass diese freien 

Initiativen (Gruppen) innerhalb der kirchlichen Großstrukturen dringend gebraucht werden. Sie  

können die Sorgen und Nöte der Geschwistern in ökumenischer Solidarität kompetent, unbefangen 

und entschlossen aufnehmen und widersetzen sich damit volkskirchlicher Verflachung, Routine und 

einer bestimmten Interessenpolitik. Darüber hinaus stoßen sie dringend notwendige Lernprozesse 

an und sind damit eine charismatische und innovative Bewegung innerhalb der unbeweglichen 

Strukturen. 

 

IX. Israelkritik und der Vorwurf des Antisemitismus 

 Das Kairos Palästina Dokument trifft in Deutschland, historisch bedingt, auf eine besondere  

Befangenheit, die im Wesentlichen begründet wird:  

a.) mit der historische Verantwortung der Deutschen für die Geschichte des Holocaust; eng damit  

verflochten sind die damit korrespondierenden und vom Staat Israel seit 1948 gebetsmühlenartig 

verbreiteten Gründungsmythen; dazu gehört die Wiederholung des „ganzen Arsenals der 

israelischen Selbstviktimisierungsideologie - also der Selbstdarstellung der Israelis als Opfer. “  

(Moshe Zuckermann in einem Kommentar zum Auftritt des EU Parlamentspräsidenten Schulz in 

der Knesset) gehört; 

 

b.) mit den  Bemühungen der deutschen Kirchen und Gemeinden, vor diesem Hintergrund mit dem 

Judentum eine neue Beziehung aufzubauen; dies geschieht insbesondere durch den christlich-

jüdischen Dialog und eine den inneren Zusammenhang zwischen Altem und Neuem Testament 

betonende „Theologie aus dem christlich-jüdischen Dialog“ (sog. „Nach-Auschwitz-Theologie“)  

 

c.) mit der Ausrichtung der deutschen Politik gegenüber Israel auf  Wiedergutmachung und Garantie 

seiner Sicherheit als Teil der "Staatsraison" Deutschlands, die den Deutschen ungeachtet  

systematischer und vorsätzlicher Verletzungen des Menschen- und Völkerrechts durch Israel, 

kollektiv zu unbedingter Loyalität gegenüber dem Staat Israel in die Pflicht nimmt; jede 

Infragestellung oder erst recht jeder Widerspruch zu dieser Politik wird mit dem vorschnellen 

Vorwurf des 'Antisemitismus' – kräftig geschürt von der sehr aktiven Israel-Lobby – verunglimpft. 

Es seid hierzu angemerkt, dass die "Staatsraison" Deutschland zu einem aktiven Partner von 

menschenrechtsverachtender Vertreibung, Landraub und Billigung apartheidähnlichen Strukturen 

im Lande macht. 

 Der Vorwurf des  Antisemitismus richtet sich bei weitem nicht nur  gegen das Kairos-

Palästina-Dokument. Denn Israel definiert sich über das jüdische Volk und versteht sich damit als 

ein national-religiös begründeter Staat, was dann auch in der Rechtsprechung des Obersten Gericht 

zum Ausdruck kommt, welcher Israel zu einem „jüdischen Staat“ erklärt. Deshalb kann jede Kritik 

am Regierungshandeln des Staates Israel als gegen Juden gerichtet umgemünzt und folgerichtig als  

'antisemitisch' eingestuft werden. 

 Da es den Israellobbyisten, zunehmend schwer fällt, die von von Menschenrechts- und 

Bürgerrechtsaktivisten vorgetragene Kritik an der brutalen Kolonisierungspolitik zu widerlegen, 

greifen sie zu dem Mittel der Verleumdung. Am gängisten ist der zumeist pauschal gemachte 

Vorwurf des "Antisemitismus", der überwiegend an die nicht-jüdischen Israelkritiker geht. Den 

jüdischen Israelkritikern wird 'jüdischer Selbsthass' unterstellt. Derartige undifferenzierte  Vorwürfe  
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sollen eine offene Auseinandersetzung abblocken und Kritik bereits im Keim ersticken. 

 Insbesondere zielt der "Antisemitismus" auf die gewaltfreie BDS Kampagne, die angeblich 

das '"Existenzrecht Israels" bestreitet. Kritiker geraten dabei in das Fadenkreuz extremistischer, 

rechtszionistischer Lobbygruppen und einzelner philo-semitischer Parteigänger Israels, die mit den 

Mittel der Diffamierung, Verfälschung von Fakten und massivem Mobbing gegen sie vorgehen und 

auch vor der beruflichen Vernichtung der Kritiker nicht zurückschrecken. Bedauerlicherweise 

machen diese Kampagnen auch vor Institutionen und den Medien nicht halt, so dass die Gefahr 

besteht, dass die mediale Berichterstattung unter diesem Druck immer uniformer wird.  

 Von diesen Verleumdungskampagnen sind in den letzten Jahren - wie eine informell  

zusammengestellte Datenbank  aufzeigt - immer wieder Vorträge, Lesungen, Ausstellungen, Foren, 

Demonstrationen, Sendungen und andere Aktivitäten betroffen, die sich kritisch mit dem Handeln 

des Staates Israel auseinandersetzen. Eine Reihe von solchen Veranstaltungen in kirchlichen, 

gewerkschaftliche oder öffentliche Bildungseinrichtungen wurden auf administrativen oder 

öffentlichen Druck lokaler Lobbygruppen abgesagt, kurzfristig verlegt oder aufgekündigt, geplante 

Termine mussten juristisch erstritten werden. 

 Diese Angriffe auf Veranstaltungen und auf Kritikerinnen und Kritiker spiegelt die 

Ohnmacht derer, denen die Argumente ausgehen und nur die Zuflucht zur Diskriminierung und zu 

bürokratischen Mitteln bleibt. Noch bedenklicher erscheint die Tatsache, dass sich das israelische 

Propagandaministerium und seine willigen deutschen Helfers-Helfer, wie Mitglieder der deutsch-

israelischen Gesellschaft (DIG) oder 'I love Israel' in die innenpolitische Diskussion massiv 

einmischen und mit stillschweigender oder offener Unterstützung deutscher Meinungsführer, 

Mandatsträger und Gerichte die im deutschen Grundgesetz garantierte Versammlungs,- Rede-, 

Meinungs- und Informationsfreiheit (GG. Art.5 ff.) verletzt, was tatsächlich auf einen Akt 

politischer Zensur hinausläuft. Sowohl in den öffentlichen Medien als auch mit noch stärkerer 

Durchschlagskraft in den sozialen Netzwerken und durch E-Mail-Kampagnen werden 

Denunzierungsbotschaften und  

Rufschädigungen transportiert. Dies signalisiert eine äußerst gefährliche Entwicklung und spricht 

unserem Demokratieverständnis Hohn. ('Meinungsfreiheit bedroht' Annete Groth/Günter Rath Hrsg. 

im Selbstverlag, 2017). 

Da es an einer allgemeine akzeptierten Definition dessen, was Antisemitismus ist, fehlt, sieht sich 

die Bundesregierung aufgefordert, eine solche zu liefern. 

Ende September 2017 stimmte die Bundesregierung der Antisemitismus-Definition der 

Internationalen Allianz für Holocaust-Gedenken (IHRA) zu, die im Mai 2016 von 31 

Mitgliedsstaaaten der IHRA verabschieded worden ist:„Antisemitismus ist eine bestimmte 

Wahrnehmung von Juden, die sich als Hass gegenüber Juden ausdrücken kann. Der Antisemitismus 

richtet sich in Wort oder Tat gegen jüdische oder nicht-jüdische Einzelpersonen und/oder deren 

Eigentum, sowie gegen jüdische Gemeindeinstitutionen oder religiöse Einrichtungen.“ Diese 

Definition wurde mit folgenden Zusatz versehen: „Darüber hinaus kann auch der Staat Israel, der 

dabei als jüdisches Kollektiv verstanden wird, Ziel solcher Angriffe sein.“ Mit ihrer Unterstützung 

der neuen Definition wolle die Regierung „die Verantwortung Deutschlands bei der Bekämpfung 

des Antisemitismus hervorheben." Die neue Definition ist rechtlich nicht bindend. Sie soll aber 

künftig Richtschnur für die Arbeit Deutschlands in internationalen Organisationen sei und auch „in 

der Schul- und Erwachsenenbildung zur Anwendung kommen“. An dem Zusatz gibt es von 

unterschiedlicher Seite Vorbehalte, weil in dem Zusatz eine Gleichsetzung von Kritik an israelischer 

Regierungspolitik mit Antisemitismus befürchtet wird. Allerdings weist die IHRA selbst darauf hin, 

dass solche Kritik dann nicht gemeint sei, wenn sie mit auch an anderen Ländern und Regierungen 

geübter Kritik vergleichbar sei. 

 Das genaue Studium des Textes läßt den Zeitgenossen rat los zurück. "Die Definition ist  ein 

Regierungsbeschluss und kein Gesetz...Eine wissenschaftliche Definition würde dem politischen 

Ziel, die Kritik an der israelischen Politik zu unterbinden nicht dienen. So mußte eine politisch,  
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multiflexible Formel her...[die] inhaltslos [ist], beliebig und nichtssagend...die niemand und jeden 

dingfest machen kann und auf keinen Fall justiziabel ist....Sie ist so unbestimmt und 

widersprüchlich, dass sich jeder seinen eigenen Antisemitismus-Reim darauf machen kann." 

(Norman Paech in Rubikon vom 28.9.2017) 

 

X. Eine Vision vom Zusammenleben 

...aus der Perspektive des Kairos-Palästina Dokuments 

 Die Autoren des Kairos-Palästina Dokuments beschreiben und verurteilen nicht nur die 

gegenwärtige Situation und reflektieren die biblisch-theologischen Implikationen, sondern stellen 

auch Überlegungen an, wie ein künftiges Zusammenleben der beiden Völker aussehen könnte, um 

aus der endlosen Spirale von Gewalt und Gegengewalt heraus zu kommen. Aus ihrer christlichen 

Grundüberzeugung und der biblischen Botschaft der Hoffnung folgern sie, dass gerade in dem 

Land, in dem sich Gottes Geist geoffenbart hat, eine offene Zukunft möglich ist. 

 Zu diesen Zeichen der Hoffnung gehört die Beharrlichkeit der Generationen, ihr Glaube an 

die Gerechtigkeit und die Aufrechterhaltung der Erinnerung an die 'Nakba' und ihre Bedeutung für 

das Volk. Da beide Seiten, Israelis und Palästinenser, ursächlich in diesen Konflikt verstrickt sind, 

kann die Lösung nur darin bestehen, die verletzte Menschlichkeit und die gedemütigte 

Menschenwürde der Palästinenser zu heilen und die Israelis von der Gewalt der Besetzung zu 

befreien. Beide, Unterdrücker und Unterdrückte, müssen aus ihrer Lage befreit werden, denn 

"...sie entstellt das Ebenbild Gottes in dem Israeli, der zum Besatzer geworden ist, und sie 

entstellt das Ebenbild Gottes in dem Palästinenser, der unter der Besatzung leben muss." (KD 

2.5). Für Israel bedeutet das, sich aus der maßlosen Anwendung eines übertriebenen Militarismus 

und dem damit einhergehenden Zwang der Gewaltausübung zu befreien, sowie für die Palästinenser 

zu begreifen, dass der "...teuflische Zyklus der Gewalt..." (KD 4.3.) kein Weg zu einer politischen 

Lösung eröffnet. Um diesen Weg zu beschreiten ist es unabdingbar, eine „gemeinsame Vision zu 

suchen, die sich auf Gleichberechtigung und Teilen gründet und nicht auf Überlegenheits-

ansprüche, auf die Negierung des anderen oder auf Aggressionen unter dem Vorwand der Angst und 

der Sicherheit. Wir sagen: Liebe und gegenseitiges Vertrauen sind möglich. Deshalb ist auch 

Friede, ist endgültige Versöhnung möglich. Auf diese Weise können Gerechtigkeit und Sicherheit für 

alle Seiten erreicht werden.“ (KD 9.1) 

 Als konkrete Schritte werden genannt, eine entfeindende Bildungsarbeit und eine religiös 

plurale staatliche Verfasstheit: "Macht den Staat zu einem Staat für alle seine Bürger und 

Bürgerinnen, der auf der Achtung der Religion, aber auch der Gleichberechtigung, der 

Gerechtigkeit, der Freiheit sowie der Respektierung des Pluralismus gegründet ist, und nicht auf 

der Herrschaft einer Religion oder einer zahlenmäßigen Mehrheit.“ (KD 9.3) 

 Noch deutlicher wird im sog. Bethlehem Call, der in einer Folgekonferenz zum Kairos-

Palästina-Dokument im Dezember 2011 in Bethlehem verfasst wurde, die Forderung erhoben, daß 

Israelis  und Palästinenser als „... zwei Völker Seite an Seite in Gerechtigkeit und Frieden innerhalb 

der Grenzen von 1967“ leben können. An anderer Stelle bezeugen die Autoren des KD „die Kraft 

der Liebe, anstatt der Rache, eine Kultur des Lebens, anstatt einer Kultur des Todes."  

(KD 3.4.5) und in der Zuspitzung die Aussage: "Unsere und ihre Zukunft gehören zusammen.  

Entweder wird der Zyklus der Gewalt beide Seiten vernichten oder der Friede wird beiden Seiten zu 

Gute kommen" (KD 4.3) 

 Der Aufruf zum Widerstand gegen das Böse ist nicht nur einseitig gegen Israel gerichtet, 

sondern als gemeinsamer Auftrag, den Kräften des Bösen auch in den je eigenen Kontexten 

entgegen zu treten. Ein junger Palästinenser sagte einmal. "Warum zerstören sie unsere 

Olivenbäume? Wenn das so weitergeht, werden wir ihnen keine Olivenzweige mehr reichen können,  
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wenn der Friede kommt." (a.a.o.Rifat O. Kassis) 

 Zur Vision einer gemeinsam gestalteten Zukunft gehört der Aufruf: "Kommt und seht !". Wir 

werden "Euch die Wahrheit über unsere Wirklichkeit erzählen, wir werden Euch als Pilger und  

Pilgerinnen empfangen und "ihr werdet Palästinenser und Israelis gleichermaßen kennen lernen" 

(KD 6.2.) Diese Aufforderung zum Besuch vor Ort wird vom KD als eine wichtige und 

'augenöffnende' Maßnahme angesehen. "Als Tourist hast Du eine hochpolitische Aufgabe. Besuche 

unser Land und unsere Gemeinden, verbringe eine Zeit in der Westbank, sprich mit unserer 

Bevölkerung und lerne im Geiste der Solidarität mehr über unsere Lebenswirklichkeit, unsere 

Würde, unserer Identität kennen und engagiere dich in Gruppen, die sich für unser Anliegen 

einsetzen im Sinne von advocacy und lobbying..." (a.a.o.Rifat O. Kassis). In einer Broschüre 

"Kommt und Seht - Reisen und Pilgern im Heiligen Land" (Hrsg. von Brot für die Welt, Misereor 

und Tourism Watch, 2016) wird beschrieben, wie ein fair ausgestalteter  Tourismus aussehen kann. 

       

...aus der Perspektive des Judentums 

Michael Lerner, Vorsitzender des interreligiösen Network of Spiritual Progressives und Rabbiner 

der Synagoge-ohne-Mauer Beyt Tikkun, Berkeley, Kalifornien schreibt: „Juden haben sich einer 

Politik der Macht und der Stärke zugewandt als dem einzigen Weg, der das jüdische Leben 

sicherstellen kann. Zu viele Juden haben den Gott der Liebe und des Mitgefühls aufgegeben. Sie 

haben das Gebot der Thora aufgegeben, nicht nur unseren Nächsten zu lieben, sondern auch „den 

Fremden zu lieben“. Diese Juden handeln, als ob die Lösung nur durch die israelische Armee 

kommen kann und nicht dadurch, dass man eine Welt der Liebe und Gerechtigkeit errichtet. 

Deshalb versuchen wir bei Tikkun eine Bewegung jüdischer Menschen aufzubauen, die ein 

universalistisches Verständnis des Judentums haben und an einem Judentum der Liebe arbeiten.“  

(Auszug aus dem Artikel „Anti-Semitism is Back and Won't Go Away“ im Tikkun Magazin, 

10.3.2017- veröffentlicht in Junge Kirche 3/2017) 

 

...aus der Perspektive der internationalen Staatengemeinschaft 

 "Israel steuert auf einen Eisberg zu..."(Uri Avnery) 

 Die 'Staatsraison' des Zionismus, das Selbstverständnis des 'jüdischen' Staates, der 

fortschreitende Siedlungsbau und die Besatzungspolitik schaffen Fakten, die die weltweit von 

Politiker*Innen gebetsmühlenartig propagierte Zwei-Staaten-Lösung zum Scheitern verurteilt. Das 

heutige Israel ist eine multikulturelle Gesellschaft, jedoch mit einem entscheidenden Unterschied zu 

anderen westlich demokratischen Gesellschaften: es benennt und beurteilt Bürger aufgrund 

ethnisch-religiöser Kriterien und definiert sich als jüdischer Staat, in dem sich eine Volksgruppe 

über die andere erhoben hat. Einen so verfassten Staat ist in der globalen Vielfalt multikultureller 

und multiethnischer Staaten ein Anachronismus. In einer Welt offener pluralistischer Demokratien, 

in der Staaten und Völker immer mehr verflochten sind, in der Menschen unterschiedlichster 

Abstammung leben, in der immer mehr Menschen komplexe Identitäten entwickeln, ist für einen 

militanten, am europäischen Nationalismus  (in der Ausformung des Zionismus) ausgerichteten und 

seit 1967 durch die Landnahme eines national-religiös aufgeladenen Staates (Landverheißungen) 

wie Israel kein Platz mehr. Deshalb müssen politische Lösungen, in einer wie  immer gearteten 

Form eines binationalen Staat, anstrebt werden. 

 Die Trennmauer durch Palästina, zerteilt, okkupiert und enteignet arabisches Land und 

zerstört die Lebensgrundlagen des arabisch-jüdischen Zusammenlebens. Sie ist die Manifestation 

des "moralischen und institutionellen Bankrotts eines Regimes, das sie zu schützen vorgibt". (Tony 

Judt "Von Wien nach Tel Aviv" in Edition Le Monde, Auf den Ruinen der Imperien, 2016). 

 Jeff Halper, nicht-religiöser Jude, hat  bei seiner Dankesrede anlässlich der Verleihung des 

Freiburger Kantpreises ausgeführt: „ Die Lösung des israelisch - palästinensischen Konfliktes  

hängt vom entschlossenen Willen der internationalen Gemeinschaft ab, den Vorrang der 

Menschenrechte durchzusetzen. Deutschland wird entweder eine wichtige Rolle spielen, indem es  
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seine Verantwortung gegenüber Israel und der internationalen Gemeinschaft wahrnimmt, oder es 

wird seine aus dem Holocaust resultierenden Verpflichtungen gegenüber den Juden verraten und 

missverstehen, indem es Israels Besatzungspolitik zum Schaden aller betroffenen vor allem Israels 

Juden unterstützt." 

 Max Frisch schrieb 1947 unter dem Eindruck der fürchterlichen Folgen des 2. Weltkrieges 

das Theaterstück „Die Chinesische Mauer“. Darin geht es ihm um das Problem von Macht, Gewalt 

und  menschlicher Schuld. Die damit zusammenhängenden Fragen versucht er am Bau und der 

Funktion der Chinesischen Mauer, welche das Riesenreich vor dem Einfall der Steppenvölker 

schützen sollte, deutlich zu machen.  

 Der chinesische Kaisers Hwan Ti  begegnet der Herausforderung mit den Worten:   

„Hier ist mein Plan, fürchtet Euch nicht vor der Zukunft, meine Getreuen. Denn so, wie es ist, wird  

es bleiben. Wir werden jede Zukunft verhindern“ und an anderer Stelle sagt er: „....wir, die wir an 

der Macht sind, brauchen keine Zukunft. Denn uns ist wohl. ... ich werde eine Mauer bauen...gegen  

die Barbaren, denn die Barbaren sind immer die anderen und die Kultur sind wir..."  

Die Botschaft des Stückes von Max Frisch ist eindeutig: 

 „Die Chinesische Mauer gedacht als Schutzwall gegen die barbarischen Völker der Steppe, 

gegen die Anderen, ist einer der immer wiederholten Versuche, die Zeit aufzuhalten und hat sich,  

wie wir heute wissen, nicht bewährt. Die Zeit lässt sich nicht aufhalten. Eine Mauer gegen die 

Zukunft, – das funktioniert nicht mehr in unserer heutigen Zeit der Globalisierung", so die Aussage 

von Max Frisch in seinem  Stück "Die Chinesische Mauer". 

       

Gerhard Dilschneider, Ulm 

(abgeschlossen 15.11.17) 

 


